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4hochtaunuskreis – Der Kreisausschuss
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Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) 

Offenlegung des Bewirtschaftungsplanes und 

des Maßnahmenprogrammes (2015 bis 2021) – www.flussgebiete.hessen.de  

Sehr geehrter Herr Dr. von Keitz, 
sehr geehrte Damen und Herren,
im Rahmen der Offenlegung des Bewirtschaftungsplans (BP) und des Maßnahmenplans (MP) zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in Hessen (2015 bis 2021) 

nutzen  wir die Gelegenheit zu einer am 25.6. mit dem Gebietsagrarausschuss (GAA) abgestimmten Stellungnahme. Der Fachbereich ländlichen Raum in Bad Homburg und der Gebietsagrarausschuss sind zuständig für die Kreise Hochtaunus, Maintaunus, Offenbach und die Städte Frankfurt und Offenbach.    
Zu der WRRL (2015 bis 2021) nehmen wir wie folgt Stellung:
Die Struktur der vorliegenden Landwirtschaft ist günstig im Sinne der WRRL  

Im hiesigen Amtsbezirk gibt es 650 landwirtschaftliche Betriebe. Die durchschnittliche Betriebsgröße beträgt ca. 40-50 ha. Nebenerwerbslandwirtschaft spielt wie in Hessen üblich eine recht große Rolle. Gemüsebau hat nur geringe Bedeutung. 

Die Struktur der Betriebe, die angebauten Kulturen und der Tierbesatz sind aus Sicht des vorsorgenden Wasserschutzes und gemäß dem Maßnahmenprogramm  (Stand der Umsetzungen, Seiten 106 und 107, Controlling) im Ganzen als unkritisch zu bewerten. 

Es gibt ca. 40 Milchviehbetriebe. Reine Veredelungsbetriebe sind selten. Es werden hauptsächlich  Pferde und Rinder, sowie  im geringem Umfang auch Schweine und Schafe gehalten.  Bezogen auf die landwirtschaftliche Fläche gibt es nur wenige Tiere. 
Die durchschnittliche GV/ha beträgt im Maintaunuskreis 0,3 GV/ha (GV=Großvieheinheit=500 kg), im Hochtaunuskreis 0,6, im Kreis Offenbach 0,7, in der Stadt Frankfurt 0,1 und in der Stadt Offenbach  0,7 GV/ha. Die Einhaltung der Obergrenze (s. Düngeverordnung) von 170 kg/ha N und Jahr im Betriebsschnitt aus Wirtschaftsdüngern ist für die Betriebe in der Region in der Regel kein Problem (s. Maßnahmenprogramm, 2.7, grundlegende Maßnahmen, Seite 38).

Wichtigster organischer Dünger ist Pferdemist, der in der Regel ohne Umweltprobleme verwertet werden kann. Gülle spielt so gut wie  keine Rolle. Im Jahr 2014 haben von den 650 Betrieben etwa nur 7 Betriebe Klärschlamm verwertet.

Es gibt hier viele Ackerbaubetriebe mit Raps, Getreide und Rüben. Bei den oft vorkommenden Rapsfruchtfolgen werden in der Regel keine Sommerkulturen angebaut. Bei Ackerbaubetrieben liegen günstigere Bilanzen vor (z. B. beim Nährstoff P, siehe auch Maßnahmenprogramm, Seite 107, Controlling). 

Der klassische ökologische Land- bzw. Ackerbau (Bioland, Demeter, Naturland usw.) hat sich im Amtsbezirk bisher wahrscheinlich aus betriebswirtschaftlichen Gründen nicht durchgesetzt, obwohl ein großer Markt potentieller Kunden im Ballungsraum Rhein/Main sozusagen „vor der Haustür“ ist. Im Amtsbezirk sind nur 10 Betriebe bekannt, die nach den vorher genannten Richtlinien wirtschaften.  Wir möchten das wertungsneutral an dieser Stelle erwähnen, weil in den Ausarbeitungen zur WRRL öfter der ökologische Landbau als gute Möglichkeit zur Reduzierung von Nitrat- und Phosphateinträgen erwähnt wird (Siehe z.B. Bewirtschaftungsplan, Seite 268, 7.4.1 Maßnahmen zu verschiedenen Belastungsarten, Diffuse Quellen/Oberflächengewässer).  

Hauptproblem im Amtsbezirk ist der Verlust von landwirtschaftlicher Nutzfläche. Es gehen nach eigenen Recherchen seit 10 Jahren jährlich ca. 210 ha landwirtschaftliche Nutzfläche in den oben genannten Kreisen durch Siedlung und Baumaßnahmen (Straßen, Industriegebiete, Wohngebiete usw., Datengrundlage Hess. Statistisches Landesamt) verloren. In der Wetterau werden täglich 7000 qm und in Deutschland 77 ha/Tag bebaut oder versiegelt (Quelle: evangelische Kirche in Butzbach/Nieder-Weisel, Erntedankgottesdienst 2013). Auf diesen Flächen wird dann ohnehin keine Düngung und kein Pflanzenschutz (abgesehen von Gartenflächen und Grünanlagen) mehr durchgeführt. 

In der Region sind nicht nur die Wasserschutzberater und die Berater des Landesbetriebes Landwirtschaft Hessen (LLH) tätig. Es gibt außerdem den Frankfurter landwirtschaftlichen Verein (FLV) mit einem großen Versuchswesen und einem Pflanzenbauberater (Herr Kellner) sowie auch sehr aktive Fortbildungseinrichtungen wie die Vereine für landwirtschaftliche Fortbildung (VLF) Höchst und Usingen. Die Landwirte im Hintertaunus sind in einem Arbeitskreis Ackerbau organisiert. In den hier genannten Einrichtungen sind Pflanzenernährung, Pflanzenschutz und umweltgerechter Ackerbau ständige Themen. Diese regionalen Stärken sind in die Überlegungen der WRRL  und der daraus erfolgenden Aktivitäten einzubinden. Synergieeffekte wie im Maßnahmenprogramm beschrieben (S. 130 oben, 5.3. Umsetzungsstrategien) sind zu nutzen, um auch Kriterien der Verhältnismäßigkeit von Kosten zu berücksichtigen (Maßnahmenprogramm, Seite 128, 6.2 Kosten und Finanzierung der Maßnahmen).   

Es gibt im Maintaunus eine Biogasanlage mit Gärresten aus hauptsächlich organischen Siedlungsabfällen. Wir wollen Kreislaufwirtschaft nicht erschweren. Allerdings sehen wir es als wichtig an, die Verwertung der Gärreste  in der Landwirtschaft durch Beratung zu begleiten. Deswegen wird im Maßnahmenprogramm die geeignete Umsetzungsstrategie (Seite 129, 5.3 Umsetzungsstrategie) bestätigt, dass die Auswirkungen von Gärresten auf Böden und Grundwasser zu untersuchen sind, um regionale Beratungsempfehlungen auszusprechen und auch um die Kreislaufwirtschaft in einem ausgewogenem Maß zu begleiten. Es ist zu prüfen, ob im Maßnahmenprogramm unter „2. Grundlegende Maßnahmen“ neben „2.1.7 Klärschlammrichtlinie“ auch die Bioabfallverordnung Erwähnung finden sollte.     

Recht große Regionen im Amtsbezirk sind Wald. Forstwirtschaft und Landwirtschaft haben gleichermaßen  Berechtigung. Meistens wird bei der WRRL der Focus auf die Landwirtschaft gerichtet. Es ist deswegen zu bedenken – wie aus dem Bewirtschaftungsplan (2.4.1.2 Diffuse Quellen, Wald, Seiten 55 u. 56)  hervorgeht - dass durch die Kronenoberfläche der Wälder über den sogenannten Auskämmeffekt wesentlich mehr luftgetragene Schadstoffe als bei Freiflächen eingetragen werden. Das sollte auch bei Regionalplanungen bedacht werden. 

Im Bewirtschaftungsplan (siehe 2.4.1.2, Wald, Seite 56) wird darauf hingewiesen, dass eine Kalkung zum Schutz der Waldböden vor Versauerung notwendig ist. Es sei erwähnt, dass Kalkung bei den meisten landwirtschaftlichen Betrieben seit Jahrzehnten Standard ist. 

Mögliche N-Einträge aus der Luft sind in Ballungsräumen differenziert zu bewerten. Im Ballungsraum Rhein/Main sind mit höheren N-Einträgen aus der Luft zu rechnen (s.  Maßnahmenprogramm,  Seite 85).   

Maßnahmen auf das nötige Maß beschränken 
Laut Bewirtschaftungsplan befinden sich die Grundwasserkörper mengenmäßigen in einem guten Zustand (S. 229, 5.3.1 Bewirtschaftungsziel guter mengenmäßiger Zustand).

Von 127 Grundwasserkörpern befinden sich lediglich 13 wegen Nitrat sowie 6 wegen Nitrat und Pflanzenschutzmitteln in einem schlechten chemischen Zustand (Bewirtschaftungsplan, Seite 289, 12. Zusammenfassung/Schlussfolgerungen sowie telefonische Auskunft von Dr. Berthold/HLUG am 2.6.2015), wobei bereits eine einzelne Grundwassermessstelle mit Überschreiten des Grenzwertes ein vergleichsweise großes Gebiet mit sonst unauffälligen weiteren Messstellen die Kategorie „schlechter Zustand“ bestimmt.     Von 857 Pflanzenschutzmittelzulassungen im Ackerbau (Stand 15.1.2015) sind lediglich einzelne Wirkstoffe im Einzelfall in Oberflächengewässern und im Grundwasser gefunden worden. (siehe z.B. Bewirtschaftungsplan, Flussgebietsspezifische Schadstoffe, S. 131, 4.1.2.1 ökologischer Zustand/Potential  - 12. Zusammenfassungen/Schlussfolgerungen, Seite 285, Belastung mit Pflanzenwirkstoffen/PSM  -  u.a.).    
Lediglich 15% der Phosphatfrachten in Oberflächengewässern sind auf 
Erosionserscheinungen auf  Ackerflächen zurückzuführen. 

Vor diesem Hintergrund sind die ergänzenden Maßnahmen im MP aus Sicht des Wasserschutzes in sensiblen Gemarkungen stärker als bisher auf die jeweils regionsspezifischen Besonderheiten abzustimmen. Ein einheitliches Umsetzungskonzept wird den unterschiedlichen Rahmenbedingungen in den jeweils ausgewiesenen Maßnahmenräumen nicht gerecht. Insbesondere sind die der landwirtschaftlichen Flächennutzung zugeschriebenen Belastungspotenziale, soweit noch nicht geschehen,  nicht pauschal und undifferenziert darzustellen, sondern auf die jeweils örtlichen Nutzungsstrukturen und Intensitätsparameter abzustimmen. 
In den sehr umfangreichen Ausarbeitungen von BP und MP sind sehr viele Ansätze genannt, um Einschränkungen der ordnungsgemäßen Landwirtschaft zu begründen. Es ist darauf zu achten, dass die landwirtschaftliche Bodennutzung nicht   über das erforderliche Maß hinaus mit Maßnahmen zur Reduzierung des Nährstoffaustrages reglementiert wird. 
Maßnahmen zum vorsorgenden Wasserschutz im Amtsbezirk seit 1996 

Dem GAA, den Landwirten und dem Fachbereich ländlicher Raum  in Bad Homburg (früher Usingen)  ist der vorsorgende Grundwasserschutz seit langem ein sehr wichtiges Anliegen.

So wird in einer der ersten hessischen Kooperationen im Rodgau seit dem Jahr 1996 intensiv mitgearbeitet. Wir gehörten zu den Mitbegründern der heute noch erfolgreich arbeitenden, sogenannten Nitrat AG im Kreis Offenbach. In diesem Kooperationsgebiet wurden Erfolge erreicht, die der Nitratganglinie aus einer Kooperation in der Nähe von Marburg entsprechen (Maßnahmenprogramm, 2.8.2.2 Grundwasser, Seite 43). Laut einer Pressemitteilung des Geschäftsführers des Zweckverbandes Stadt und Kreis Offenbach (ZWO), Bernd Petermann, sind die Landwirte sehr verantwortlich und der Nitratgehalt des ZWO-Wassers liegt konstant unter dem Grenzwert von 50 Milligramm pro Liter Wasser (Quelle: Frankfurter Rundschau, 27.5.2015). 

Mittlerweile sind in den Regionen um Hofheim, Ober-Erlenbach, Frankfurt-Berkersheim und Grävenwiesbach weitere Kooperationen hinzugekommen. 

Im Zusammenhang mit der Wasserrahmenrichtlinie bestehen Maßnahmenräume in der 

Untermainebene (Kreis Offenbach) und im Main-Taunus. 

Wir arbeiten im Amtsbezirk nicht nur mit den Maßnahmenträgern „Zweckverband Stadt und Kreis Offenbach/ZWO“ sondern auch mit dem Maschinenring Wetterau zusammen. Zusätzlich wird die Kooperation in Hofheim durch das Ingenieurbüro Peter aus Ober-Mörlen betreut.  

Bei der Kooperation in Hofheim (Maintaunuskreis, Betreuung Ingenieurbüro Peter, Berater Herr Wicke) und dem Maßnahmenraum Main-Taunus (Maßnahmenträger ZWO, Berater Herr Feißel) wurde von uns darauf hingewiesen,  dass gemäß Maßnahmenprogramm (S. 130 oben, 5.3. Umsetzungsstrategien) Synergieeffekte zu nutzen sind. Diese Erfordernisse eines intensiven Fachaustausches sehen wir für alle Maßnahmenräume in Hessen, um auch hier aus Gründen der Kosteneffizienz Synergieeffekte zu nutzen.    

Die Feststellung im Maßnahmenprogramm (S. 257, 7.2.2 Grundwasser), dass der Zwischenfruchtanbau  eine wichtige Maßnahme des vorsorgenden Wasserschutzes ist und bei den Landwirten gute Akzeptanz hat, können wir in unserer Region bestätigen. In den Kooperationen und vor allem in den WRRL-Maßnahmenräumen  wurden über Jahre hinweg viele praktische und theoretische Erkenntnisse gesammelt. Bei Feldtagen wurden die verschiedenen Variationen in Praxisversuchen von den Wasserschutzberatern vorgestellt. Dieser Erfahrungsschatz kann aktuell auch beim Zwischenfruchtanbau im Rahmen der ökologischen Vorrangflächen (Greening) Verwendung finden und zielführend eingesetzt werden.   

Die Beteiligung der Landwirte an den o.g. Maßnahmen und die Umsetzung der Empfehlungen sind sehr gut. Es sind nur noch einzelne Betriebe  die zur intensiveren Mitarbeit sensibilisiert werden müssen.  

Im Zusammenhang mit den o.g. Maßnahmen werden zahlreiche Nmin Proben für Dünge-Empfehlungen im Frühjahr und auch vor Vegetationsende gezogen und ausgewertet. In Hessen handelte es sich dabei bis Ende 2013 um 12000 Proben (s. Maßnahmenprogramm, Controlling, Seite 106). Wir äußern  insbesondere bei kleinflächigen Parzellenversuche  Bedenken bei der Bewertung und Interpretation von Nmin-Ergebnissen hinsichtlich 

· von Anbaumethoden und  

· der wasserschonenden Vorzüglichkeit einzelner Kulturen.
So sind Unterschiede in der Größenordnung unter ca. 30 kg  Nmin/ha nur bedingt aussagekräftig und aus folgenden Gründen differenziert zu betrachten:   
· Die Witterung spielt eine bislang unterschätzte Rolle  und unter Umständen weniger die einzelne Düngergabe selbst.
· Repräsentative und statistisch abgesicherte Probenahmen sind nicht einfach, weil z.B. bei 15-20 vorgeschriebenen Erdprobeneinstichen pro  1–5 ha Ackerfläche (Quelle: Hessisches Landeslabor) ) ein oder mehrere Einstiche in nährstoffreichen Regenwurmlosungsgängen stattfinden  und  das gesamte Ergebnis (Nmin/ha)  des Ackerschlages beeinflussen können. 
· Ohne statistische  Aus- und Bewertung (z.B. durch Varianzanalysen) die Nmin-Ergebnisse eine gesicherte Aussage zu der  tatsächlichen Nitratauswaschung nicht zulässig ist.
Daher bitten wir darum, die im MP unter dem Stichwort „Controlling“ gezogenen Schlussfolgerungen hinsichtlich der in Ackerflächen vorhandenen „Nmin-Situation“ und der daraus interpretierten Konsequenzen zu überprüfen.
Die bereits erreichten Erfolge im Grundwasserschutz sind im MP nicht ausreichend erwähnt unterbelichtet und sollten deutlicher herausgestellt werden. Die aufgrund der eingeleiteten Maßnahmen erzielten Ergebnisse lassen erwarten, dass der insgesamt gute mengenmäßige und chemische Zustand gehalten werden kann und im Einzelfall noch bestehende Belastungen einzelner Grundwassermessstellen mit Nitrat zurückgeführt werden können.
Die Agrarverwaltung ist intensiv nachgefragter Ansprechpartner für die unterschiedlichsten beteiligten Gruppen und ist auch weiterhin bereit, in den Kooperationen und Lenkungsgruppen konstruktiv mitzuarbeiten. Es überrascht allerdings, dass im Internetauftritt zur WRRL (siehe Umsetzung in Hessen/Organisation) die landwirtschaftlichen Fachbereiche der Kommunalverwaltungen nicht zusätzlich zu den Unteren Wasserbehörden namentlich erwähnt werden. Im Bewirtschaftungsplan (z. B. Seite 314, Stand der Umweltzielerreichung) sind beim gemeinsamen Vorgehen zur Minimierung von PSM Einträgen nur der Pflanzenschutzdienst Hessen und die WRRL-Beratung genannt, obwohl die Agrarverwaltung in den Landkreisen seit dem Jahr 2000 Sachkundelehrgänge mit großer Beteiligung anbietet.
Bei der vorliegenden umfassenden Ausarbeitung der Umsetzung der WRRL in Hessen ist aufgrund deren umfänglichen Flächenanteils auch die Bewirtschaftung von Kleingartenanlagen, öffentlichen Grünflächen sowie Sport- und Freizeitflächen mit einzubeziehen. Dazu gab es z. B. vor ca. 10 Jahren z.B. ein Projekt der Gemeinde Neu-Anspach (Hochtaunuskreis)  in Zusammenarbeit mit dem Ingenieurbüro Peter aus Ober-Mörlen. 

Bei der Sitzung des GAA am 26.5. wurde seitens der Landwirtschaft auf folgende Probleme hingewiesen: 

Landwirte mit Ortskenntnis berichten seit Jahren, dass das Problem Nitrat-Austrag aus der Kanalisation zu wenig Beachtung findet. So erläuterte der Kreislandwirt Dr. Matthias Mehl, dass in Frankfurt-Nieder-Erlenbach eine sogenannte Mischkanalisation vorliegt. Bei starken Niederschlagsereignissen  überfluten die Kanäle und das Gemisch aus Regenwasser und Abwasser wird mehrere Male im Jahr über 5 Überläufe in den Erlenbach geleitet.  
Bei der Ausweisung von Überschwemmungsgebieten kommt es vor (z.B. in Frankfurt-Nied), dass Hofstätten innerhalb der Grenzen des Überschwemmungsgebietes liegen. Erweiterungen von  Hofstätten sind vorerst verboten und nur mit Ausnahmegenehmigung möglich.     

Das Problem durch den Eintrag von Arzneimitteln über Abwässer wird nicht ausreichend beachtet und untersucht.    

Aktuelle Agrarförderung und rechtliche Neuerungen in der WRRL berücksichtigen 

Für die Düngung mit P und N sowie für den Pflanzenschutz gibt es bereits zahlreiche rechtliche Regelungen (incl. Kontroll- und Überwachungssysteme).  

Aus den folgenden Ausarbeitungen der WRRL  in Hessen geht hervor, dass Pflanzenschutzmittel (PSM) in Gewässern  vereinzelt auftreten können: 
· Bewirtschaftungsplan, Seite 29 und 30, 2.3.1.3 Diffuse Quellen (incl. Nidda-Meßstellen), 

· Bewirtschaftungsplan, Seite 285, 12. Zusammenfassungen und Schlussfolgerungen, 

· Maßnahmenprogramm, Seiten 53 und 54, Grundlegende Maßnahmen, Pflanzenschutzmittelwirkstoffe 
Es gibt Neuerungen im Pflanzenschutzgesetz und in der Sachkundeverordnung, die im  Maßnahmenprogramm, „grundlegende Maßnahmen“, nur unzureichende Erwähnung finden.  

Landwirte müssen bei der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln nicht nur die Sachkunde nachweisen (siehe im Internet, Hess. Pflanzenschutzdienst, Sachkundenachweis) sondern es ist ab dem 1.1.2016 vorgeschrieben, sich regelmäßig im 3-jährigen Turnus über Pflanzenschutz (s. Anhang I der Richtlinie  2009/128 EG) fortzubilden. Den Beratern des Landesbetriebes Landwirtschaft sind vereinzelte Einträge von PSM incl. der Wirkstoffe bekannt und man wird das bei den Empfehlungen berücksichtigen. 

Alle diese Maßnahmen werden dafür sorgen, dass mögliche Einträge von PSM z.B. durch 

· Erosion, 

· Fehler bei der Reinigung der Feldspritze, 
· die unsachgemäße Verwertung von Spritzresten, 

· die unsachgemäße Reinigung von PSM-Behältnissen 

· und durch zu geringe Gewässerabstände bei der Anwendung (Abstandsauflagen) u.a. 
weiter reduziert werden. 
Hinzu kommt, dass die zuständigen Behörden (z.B. Amt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit) noch sensibler die Zulassung von PSM im Zusammenhang mit dem Wasserschutz prüfen. Kritische Wirkstoffe u.a. wie Atrazin sind seit längerem verboten (siehe Bewirtschaftungsplan, Seite 289, 12. Zusammenfassung / Schlußfolgerungen).
Bei der Agrarförderung müssen die Landwirte z. Zt. 5%  (später ggf. 7%, Quelle: Umsetzung der EU-Agrarreform 2015 in Deutschland, Seite 44, 4.3.4 Ökologische Vorrangflächen)  der Ackerfläche als ökologische Vorrangflächen bereitstellen (sogenanntes Greening). Dazu gehören Feldstreifen, Zwischenfrüchte, Stilllegung u.a. Es sind Maßnahmen, die die Wasserwirtschaft sicherlich begrüßen wird, weil sich dadurch der mögliche  Eintrag von N, P und PSM weiter  reduziert. Es wird auch als Aufgabe der LLH- und der WRRL-Berater gesehen, beim Greening für den Wasserschutz wichtige Ackerflächen zu berücksichtigen.  
Oberflächengewässer

Zur Verbesserung der hydromorphologischen Situation der Oberflächengewässer besteht laut MP ein Bedarf an Flächenbereitstellung für „Gewässerentwicklungsflächen“ (Uferrandstreifen) im Umfang von insgesamt knapp über 4.000 ha. Unterstellt man einen durchschnittlichen Flächenanteil des jeweiligen Randstreifens an der betroffenen Katasterparzelle von ca. 10 %, ergibt sich bei einem Kaufpreis von rund 1,- € je m² allein hierfür ein Finanzierungsbedarf für Hessen von rund 400 Mio. €. In der Regel wird ein Flächenerwerb nur über ganze Grundstücke realistisch sein und vorlaufende Abvermessungen von Randstreifen (Grundstücksteilungen) nur im Einzelfall (oder alternativ Flurneuordnungsverfahren nur in speziellen Fällen) in Frage kommen. Die für die Gewässerunterhaltung und letztlich auch für die geforderte Flächenbereitstellung zuständigen Kommunen dürften sowohl finanziell als auch verfahrenstechnisch hierzu nicht bzw. nur sehr eingeschränkt in der Lage sein. 
Es ist ferner ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass derartige Flächenankäufe immer auch zu teilweise erheblichen Verwerfungen in den gewachsenen Eigentums- und Bewirtschaftungsverhältnissen führen, die eine nachhaltige Pflege der oftmals als Grünland extensiv bewirtschafteten Flächen erschweren. Der MP lässt eine realistische Perspektive zur Umsetzung dieser Maßnahme leider gänzlich vermissen. Diese ist allerdings erforderlich, um eine Reduktion auf punktuellen Einzelflächenerwerb ohne jeden Bezug zu einer konstanten, linearen Gewässerentwicklung zu vermeiden. 
Abschließende Bemerkungen und Schlussfolgerungen
In dieser Stellungnahme wurde aufgeführt, welche Maßnahmen im Amtsbezirk Bad Homburg hinsichtlich des vorsorgenden Wasserschutzes auch in Zusammenarbeit mit dem GAA in den vergangenen Jahren unternommen und erfolgreich umgesetzt wurden. 

Am Beispiel des Bad Homburger Amtsbezirkes wurde aufgezeigt, dass Maßnahmen unter Beteiligung der Landwirte, der Maßnahmenträger, der Mitarbeiter des LLH und der Verwaltungen unter Beachtung der regionalen Gegebenheiten gemeinsam konzipiert und umgesetzt werden sollten.  

Es wurden Vorschläge zur Ergänzung des BP und des MP zur Umsetzung der WRRL in Hessen (2015 bis 2021) formuliert.  
Wie wir schon zu Beginn der Stellungnahme betonten, sollte es die Aufgabe aller Beteiligten an der Formulierung, Gestaltung  und Umsetzung der WRRL sein, abgestimmt auf die Situation vor Ort das richtige und notwendige  Maß zu finden und ordnungsgemäße Landwirtschaft auch aus betriebswirtschaftlicher Sicht weiterhin möglich zu machen. Im Gegensatz dazu nutzen Überreglementierungen niemanden.  
Die wichtigen Änderungen in der Agrarförderung (z. B. Greening) und bei den rechtlichen Regelungen (z. B. Sachkundeverordnung im Pflanzenschutz) sollte man hinsichtlich des Wasserschutzes erst einmal wirken lassen, bevor man mit der WRRL weitergehende und ggf. überflüssige Maßnahmen beschließt. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen  
Dr. Bretschneider-Herrmann                                  Karlheinz Gritsch 

(Geschäftsführung GAA)                                       (Vorsitzender GAA) 
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